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Da sich jedoch das Verhältnis zwischen dem eigenen 
Einkommen des Studenten und der wirtschaftlichen 
Situation des Unterhaltsverpflichteten objektiv verändern 
kann, sind die erhöhten Grundstipendien sowie Leistungs­
und Sonderstipendien je nach ihrer Höhe für die Bemes­
sung eines Unterhaltsbeitrags beachtlich. Das gilt insbe­
sondere' bei einer angespannten wirtschaftlichen Situation 
des Unterhaltsverpflichteten. Aus dem allgemeinen Er­
fordernis der Unterhaltsrechtsprechung, die Unterhalts­
bedürftigkeit stets im Verhältnis zur wirtschaftlichen Lage 
des Unterhaltsverpflichteten zu prüfen, leitet sich ab, daß 
sich bei einem wesentlich höheren Stipendium als bisher 
begründete Ansprüche des Unterhaltsverpflichteten auf 
eine differenzierte Herabsetzung des bisherigen Unter­
haltsbeitrags ergeben können.

Verheiratete Studenten sind auf ihre Ansprüche gegen 
Ehepartner hinzuweisen. Hinsichtlich dieser Ansprüche, 
die nach §§ 12, 17, 18 bzw. im Fall einer Ehescheidung 
nach §§ 29, 31 FGB zu beurteilen sind, ergeben sich keine 
neuen Erwägungen. Hier galten und gelten uneinge­
schränkt die Hinweise im Bericht des Präsidiums an das 
Plenum des Obersten Gerichts zu Fragen des Unterhalts 
der Frau im Zusammenhang mit der Auflösung einer Ehe 
vom 26. März 1975.13 Im Rahmen dieses Beitrags soll 
lediglich noch darauf verwiesen werden, daß sich ent­
sprechend den Ausführungen über Unterhaltsansprüche 
gegen Eltern aus einem erstmalig gewährten oder wesent­
lich höheren Stipendium als bisher ggf. Abänderungs­
gründe ergeben können.

Künftig erhalten alle Studentinnen und Studenten, die 
für ein Kind oder für mehrere Kinder erziehungsberech­
tigt sind, 50 M monatlich je Kind zum Grundstipendium. 
Ergeben sich insoweit Probleme, ist davon auszugehen, daß 
dieser Betrag ausschließlich für die Kinder bestimmt ist.

Im übrigen haben Studenten ihre Unterhaltsverpflich­
tungen gegenüber ihren Kindern von ihrem Stipendium 
zu erfüllen. In Übereinstimmung mit der bisherigen 
Rechtsprechung!4 sollten die Gerichte bei der Entscheidung 
beachten, daß sich für die Studenten im Zusammenhang 
mit dem Studium erhöhte Aufwendungen ergeben kön­
nen. Sie sind zu beachten und führen zu einer Minderung 
ihres Unterhaltsbeitrags.

Bei Unterhaltsverpflichtungen von Studenten gegen­
über Kindern ist entsprechend den Hinweisen in Abschn. I 
der OG-Richtlinie Nr. 18 auch die wirtschaftliche Lage des 
Erziehungsberechtigten zu prüfen. Insoweit ergeben sich 
hinsichtlich der Unterhaltsverpflichtung von Studenten 
gegenüber ihren Kindern, die außerhalb einer Ehe geboren 
sind oder aus geschiedener Ehe stammen, durch die Neu­
regelung keine Veränderungen.15

Gewährung von Ausbildungsbeihilfen an Schüler 
und Erhöhung des Lehrlingsentgelts

Die Zielstellung, daß Stipendien, Lehrlingsentgelte und 
Ausbildungsbeihilfen grundsätzlich den Jugendlichen 
selbst zugute kommen sollen, wird mit all ihren Konse­
quenzen besondters bei den Ausbildungsbeihilfen für 
Oberschüler deutlich. Mit diesen Leistungen des sozialisti­
schen Staates werden alle Schüler der 11. und 12. Klassen 
sowie der Spezialschulen in eine wirtschaftliche Lage 
versetzt, die der Lage der Lehrlinge angenähert ist. Damit 
kann für alle Jugendlichen, die sich als Schüler der 
höheren Klassen, als Lehrlinge oder als Studenten auf 
ihre künftige Berufsausbildung bzw. ihren Beruf vorbe­
reiten, davon ausgegangen werden, daß ihnen Zuwen­
dungen zufließen, die ihre besondere Lebenssituation 
beachten. Es ist allgemein bekannt, daß wegen des hohen 
Lebensbedarfs eines Jugendlichen — der sich kaum von 
dem eines Erwachsenen unterscheidet — erhöhte Auf­
wendungen erforderlich sind. Verschiedentlich wurde 
deshalb angeregt, die altersmäßige Staffelung nach der 
OG-Richtlinie Nr. 18 zu verändern.

Die jetzigen staatlichen Maßnahmen, durch die alle 
Jugendlichen, die einen Beruf erlernen oder sich über 
einen längeren Schulbesuch auf “ihre weitere Berufsaus­
bildung vorbereiten, höhere finanzielle Zuwendungen 
erhalten, schaffen im Ergebnis eine dritte Gruppe unter­
haltsberechtigter Minderjähriger. Ihr erhöhter Bedarf 
wird weitgehend durch staatliche Leistungen gesichert. 
Die Gewährung von Ausbildungsbeihilfen an Schüler 
kann deshalb nicht dazu führen, den Unterhalt durch­
gängig zu vermindern. Das würde die beabsichtigte 
Wirkung wieder aufheben. Gerechtfertigte Gründe für 
eine Verringerung des Unterhalts für Schüler können nur 
dann vorliegen, wenn sich der Unterhaltsverpflichtete in 
einer angespannten wirtschaftlichen Lage befindet.13

Die hier genannten Gesichtspunkte gelten auch für 
Lehrlingsentgelte. Nach der Rechtsprechung des Obersten 
Gerichts hat das Lehrlingsentgelt grundsätzlich keinen 
Einfluß auf die Höhe des Unterhalts. Mit der Neuregelung 
ergeben sich für ca. eine halbe Million Lehrlinge unter­
schiedliche Erhöhungen. Sie betreffen insbesondere Lehr­
linge in den niedrigeren Entlohnungsgruppen. Dieses 
höhere Lehrlingsentgelt soll dazu beitragen, die wachsen­
den Leistungsanforderungen an die Lehrlinge in der 
Berufsausbildung sowie ihre Lern- und Arbeitsergebnisse 
anzuerkennen. Deshalb begründen auch diese Erhöhungen 
in der Regel keinen Anspruch auf Herabsetzung des 
Unterhalts.

In Übereinstimmung mit der bisherigen Recht­
sprechung des Obersten Gerichts ist davon auszugehen, 
daß auch Lehrlinge einen erhöhten Lebensbedarf haben, 
der sich nicht wesentlich von dem eines Erwachsenen 
unterscheidet. Hinzu kommt, daß sie wegen ihrer Berufs­
ausbildung bestimmte erhöhte Ausgaben haben. Ein 
weiterer Gesichtspunkt ist die Differenzierung der Höhe 
der Lehrlingsentgelte. Sie soll dazu beitragen, Leistungen 
in volkswirtschaftlich bedeutsamen Bereichen anzu- 
erkennen bzw. zu fördern. Schließlich trägt die Erhöhung 
des Lehrlingsentgelts in den einzelnen Lehrhalbjahren 
dazu bei, die sich verändernden Leistungen der Lehr­
linge, insbesondere ihre zunehmende Arbeitsleistung für 
die Gesellschaft, anzuerkennen. Aus diesen Gründen er­
geben sich aus der Erhöhung der Lehrlingsentgelte im 
allgemeinen keine gerechtfertigten Gründe für Abände­
rungsklagen. Ausgenommen ist der Fall, in dem sich — wie 
bei ^Schülern — zwischen dem Einkommen des Lehrlings 
und dem des Unterhaltsverpflichteten ein Mißverhältnis 
ergibt.

Abschließend soll darauf hingewiesen werden, daß 
die Gerichte ihre Möglichkeiten in der Rechtsauskunft und 
in der Öffentlichkeitsarbeit nutzen sollten, um die Bürger 
über die jugend- und sozialpolitischen Leistungen unseres 
Staates und die sich daraus ergebenden Konsequenzen für 
bestehende Unterhaltsansprüche zu informieren. Sie kön­
nen damit dazu beitragen, daß betroffene Bürger ihre 
Unterhaltsbeziehungen eigenverantwortlich klären. 1 11
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